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Erstattungsanspruch

Gemäß § 39 Abs. 1 Satz 2 FGB kann das Gericht einem der 
Beteiligten das Alleineigentum an bestimmten Sachen oder 
Vermögensrechten zusprechen und ihm die Erstattung des 
anteiligen Wertes in Geld an den anderen auferlegen, 
soweit dessen Anspruch nicht durch Zuteilung anderer 
Sachen oder Vermögenswerte aus dem gemeinschaftlichen 
Vermögen abgegolten ist Aus dem Wortlaut dieser Be­
stimmung kann nicht zwingend hergeleitet werden, daß 
der Erstattungsanspruch nur auf Antrag des Berechtig­
ten zuerkannt werden kann. In der Regel ist es im In­
teresse einer abschließenden Entscheidung im Vermögens­
auseinandersetzungsverfahren geboten, über den Erstat­
tungsbetrag auch, dann zu befinden, wenn hierzu kein 
Antrag gestellt wird. Anders kann nur dann verfahren 
werden, wenn die Prozeßparteien das Gericht ausdrück­
lich darum ersuchen, von der Festlegung eines Erstat­
tungsbetrages abzusehen (vgl. OG, Urteil vom 3. Mai 1977 
- 1 OFK 10/77 - NJ 1977, Heft 17, S. 614). Wird auf die 
Zahlung eines Erstattungsbetrags erkannt, ist zugleich 
zu prüfen, ob dem Verpflichteten Zahlungserleichterun­
gen zu gewähren sind (§ 79 Abs. 1 ZPO).

Der Erstattungsanspruch, der in Urteilen und Einigun­
gen grundsätzlich auch so zu bezeichnen ist, darf nicht 
mit dem Ausgleichsanspruch (§ 40 FGB) verwechselt wer­
den. Ein Ausgleichsanspruch kann gegeben sein, wenn 
ein Ehegatte zur Vergrößerung oder zur Erhaltung des 
persönlichen Vermögens des anderen Ehegatten beige­
tragen hat. Er betrifft also nicht die Verteilung des ge­
meinsamen Vermögens. Für seine Bemessung gelten spe­
zifische gesetzliche Merkmale. Die Höhe des Ausgleichs 
ist nach oben begrenzt. Sie beträgt bis zur Hälfte dieses 
Vermögens. Darüber hinaus können weitere familienrecht­
liche Umstände Berücksichtigung finden (vgl. OG, Urteil 
vom 6. August 1971 - 1 ZzF 5/71 - [NJ 1971, Heft 24,
S. 7531; OG. Urteil vom 2. März 1971 - 1 ZzF 1/71 - [NJ 
1971, Heft 12, S. 372]). Sind im Auseinandersetzungsver­
fahren beide Ansprüche gegeben, dann ist über jeden 
einzelnen gesondert nach den Vorschriften des § 39 FGB 
bzw. §40 FGB zu befinden (vgl. OG, Urteil vom 6. Juni 
1978 - 3 OFK 20/78 - in diesem Heft).

Außergerichtliche Vereinbarungen 
und gerichtliche Einigungen

Außergerichtliche Vereinbarungen über die Aufhebung 
des gemeinschaftlichen Eigentums an Grundstücken oder 
Gebäuden sind nur wirksam, wenn sie beurkundet sind. 
Das ergibt sich aus § 14 ,Abs. 2 Satz 2 FGB i. d. F. des § 12 
Ziff. 1 EGZGB. Dieses Erfordernis trägt dazu bei, daß die 
Beteiligten ihre Entscheidungen gemeinsam mit der ge­
botenen Sorgfalt treffen, da es sich um Verfügungen 
über Vermögen handelt, das in der Regel einen beacht­
lichen Wert hat und für die Lebensverhältnisse der Be­
troffenen von wesentlicher Bedeutung ist. Wird die Form 
nicht gewahrt, ist die Vereinbarung nichtig (vgl. OG, Ur­
teil vom 18. April 1978 — 3 OFK 11/78 — in diesem Heft).

Eine außergerichtliche Vereinbarung oder eine gericht­
liche Einigung widerspricht nicht schon deshalb familien­
rechtlichen Grundsätzen, weil sie mit den Verteilungs­
regeln des § 39 FGB nicht allenthalben übereinstimmt. Sie 
kann auch dann noch zu billigen sein, wenn ein Ehegatte zu­
gunsten des anderen auf seinen Anteil am gemeinschaft­
lichen Vermögen gänzlich verzichtet. Das Gericht hat je­
doch zu prüfen, ob die Interessen eines Ehegatten an 
einer angemessenen Beteiligung bei der Verteilung des 
gemeinschaftlichen Vermögens unter Berücksichtigung 
aller Umstände gewahrt worden sind (vgl. Abschn. AIV 
Ziff. 15 der OG-Richtlinie Nr. 24; OG, Urteil vom 20. Au­
gust 1974 - 1 ZzF 18/74 - NJ 1975, Heft 3, S. 93). Die 
Grenze zwischen einer verbindlichen und einer nichtigen 
Vereinbarung oder einer gerichtlichen Einigung ist anhand

der Umstände des Einzelfalls zu ziehen. Sind die vermö­
gensrechtlichen Interessen gemeinsamer unterhaltsberech­
tigter Kinder zu beachten, wird sie in der Regel enger 
zu ziehen sein (OG, Urteil vom 6. Dezember 1977 — 1 OFK 
44/77 — unveröffentlicht).

Der Bestätigung im Urteil bedürfen nur gerichtliche 
Einigungen, die in einer Ehesache für den Fall der Schei­
dung abgeschlossen werden. Die Bestimmung über das 
Widerrufsrecht (§ 46 Abs. 2 ZPO) erlangt spezielle Bedeu­
tung in den Fällen, in denen mit der Einigung nicht das 
gesamte zur gerichtlichen Verteilung anstehende Vermö­
gen erfaßt wird (Teileinigung). Hier ist es geboten, vor 
der Entscheidung über die Verteilung des restlichen Ver­
mögens den Ablauf der Widerrufsfrist abzuwarten. Das 
ist deshalb notwendig, weil bei Widerruf der von der 
Einigung umfaßte Teil des Gesamtanspruchs wiederum 
streitig ist und bei der Fortsetzung des Verfahrens einer 
erneuten Regelung bedarf. Die Richtigkeit eines in sol­
chen Fällen vor Ablauf der Widerrufsfrist über den Rest­
anspruch ergangenen Urteils, das die Verbindlichkeit der 
Teileinigung unterstellt, wird bei deren Wegfall grund­
sätzlich fragwürdig (vgl. OG, Urteil vom 2. August 1977 
- 1 OFK 27/77 - NJ 1978, Heft 1, S. 36).

Sonstige Verfahrensfragen

Die konzentrierte und zügige Durchführung der Verfahren 
nach §§ 39, 40 FGB erfordert eine umfassende Termins­
vorbereitung und sinnvolle Beweiserhebung, zumal nicht 
selten über die Bewertung und Verteilung vieler Einzel­
positionen zu entscheiden ist.

Die Verfahrensbeteiligten sind anzuhalten, bereits in 
der Klageschrift und in der Klageerwiderung den Sach­
verhalt ausreichend darzulegen, Angaben über Umfang 
und Wert des zu verteilenden Vermögens zu machen, 
konkrete Anträge zu stellen und Beweismittel zu benen­
nen. Da vor Einreichung der Klage von den Prozeßpar­
teien nicht selten versucht wurde, sich außergerichtlich 
zu einigen, kommt der Darlegung derjenigen Umstände, 
die diese Bemühungen scheitern ließen., große Bedeutung 
zu. Liegen bereits Schätzungsgutachten über den Wert von 
Grundstücken, Gebäuden, Kraftfahrzeugen und sonstigen 
Sachen vor, sind sie dem Gericht mit der Klageschrift 
oder der Klageerwiderung zu überreichen.

Bei Beginn des Ehescheidungsverfahrens ist gewissen­
haft zu prüfen, ob es zweckdienlich ist,.zugleich mit über 
die Verteilung des gemeinschaftlichen Vermögens zu ent­
scheiden, falls die Ehe geschieden wird. Ebenso wie 
einerseits nicht auf die Verbindung der beiden Verfah­
ren gedrängt werden darf, wenn die Prozeßparteien sie 
nicht wünschen, ist es zum anderen unzulässig, die Be­
teiligten auf eine außergerichtliche Vereinbarung zu 
verweisen, wenn sie diese nicht wollen oder eine solche 
nach ihren Erklärungen nicht zu erwarten ist. Eine Ver­
bindung beider Verfahren trägt dazu bei, die Vermögens­
auseinandersetzung schnell abzuschließen und unnötige 
Belastungen, die ein solcher Rechtsstreit für die Beteilig- 
ten mit sich bringen kann, zu vermeiden. Durch die ais­
baldige Aufklärung des Sachverhalts gelangen die Be­
teiligten u. U. zu einer Einigung, die gerade im Ver­
mögensauseinandersetzungsverfahren wünschenswert ist. 
weil mit ihr den Interessen der Prozeßparteien und der 
gemeinsamen Kinder am besten entsprochen wird. 
Außerdem entstehen durch die Verbin§8«g mit der Ehe­
sache beachtlich weniger Verfahrenskosten.

Im Verfahren nach § 39 FGB ist es in der Regel ge­
boten, wegen des Zusammenhangs und der gegenseitigen 
Bedingtheit über sämtliche zu verteilenden Sachen und 
Rechte eine einheitliche Entscheidung zu treffen. Teil­
urteile (§ 77 Abs. 4 ZPO) sollten nur in begründeten Aus­
nahmefällen erlassen werden. Sie eröffnen die Möglich­
keit, gegen jede einzelne Teilentscheidung Rechtsmittel 
einzulegen, wodurch die Erledigung des Rechtsstreits ver-


